
Ziffern 65 bis 71 der Richtlinie enthalten hierüber keine 
näheren Bestimmungen. Wenn hierbei auch von der 
gütlichen Beilegung kleinerer zivilrechtlicher Streitig­
keiten ausgegangen wird, so sind doch Fälle denkbar, 
bei denen eine Einigung oder eine nach Ziff. 71 der 
Richtlinie für vollstreckbar erklärte Einigung anzufech­
ten wäre. Deshalb müssen im Interesse der Rechts­
sicherheit und der Wahrung der Rechte der Bürger in 
derartigen Fällen Rechtsgrundsätze anwendbar sein, die 
in der Zwangsvollstreckung allgemein gelten. Diese 
Forderung soll durch ein weiteres Beispiel unterstützt 
werden.
In der Ehesache Z. (F 37/63) erließ das Kreisgericht 
Osterburg am 16. Mai 1963 eine einstweilige Anord­
nung, in der u. a. geregelt wurde, daß der Verklagte 
und Antragsgegner monatlich 159 DM Unterhalt zu 
zahlen hat. Für den Monat Mai waren bereits gezahlte 
70 DM auf den Gesamtbetrag anzurechnen.
Wegen der Dringlichkeit des Falles wandte sich die 
Klägerin an die Konfliktkommission der Arbeitsstelle 
ihres verklagten Ehemannes. Da der Verklagte am 
25. Mai 1963 eine Abschlagszahlung erhalten sollte, von 
der der Restunterhalt für die Gläubiger gesichert wer­
den mußte, beriet die Kommission am 25. Mai 1963 und 
faßte einen entsprechenden Beschluß, der in seinem 
entscheidenden Punkt wie folgt lautete:

„Abschrift des Beschlusses an die Betriebsleitung zur 
Kenntnis und1 Auszahlung des Betrages von 100 DM 
an Frau B. Z. Da diese Regelung auf gütlichem Wege 
vorgenömmen wurde, ist keine Einspruchsmöglich­
keit gegeben.“

Nach diesem Beschluß wurde also der Frau Z. mehr 
Unterhalt zugesprochen, als in der einstweiligen An­

ordnung des Kreisgerichts rechtsverbindlich festgestellt 
wurde. Insoweit wäre also eine eventuell notwendige 
staatliche Vollstreckung zu beschränken. Da gegen den 
Beschluß der Konfliktkommission selbst kein Einspruch 
möglich ist, müßte in diesem konkreten Fall Art. 6 der 
SchutzVO vom 4. Dezember 1943 (GBl. I S. 666) an­
gewandt werden. Antragsberechtigt müßten in der­
artigen Fällen sowohl der Staatsanwalt als auch der 
Antragsgegner sein.
Eine weitere Möglichkeit wäre, zugunsten des Schuld­
ners eine Berichtigung des fehlerhaften Beschlusses 
vorzunehmen. Das halte ich für die günstigste und 
zweckmäßigste Lösung. Auf jeden Fall sollten hier aus­
drückliche gesetzliche Regelungen geschaffen werden. 
Unter Umständen müssen die Konfliktkommissionen 
zur Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsanwendung 
Grundsätze anderer gesetzlicher Regelungen beachten, 
z. B. bei Verhandlungen über rechtsverbindlich fest­
gestellte Unterhaltsansprüche die Grundsätze der 
APfVO. Deshalb muß künftig die Anleitung und 
Schulung der Mitglieder der Konfliktkommissionen in 
dieser Richtung weiter verbessert werden.
Meine Darlegungen zeigen, daß mit der Übertragung 
kleinerer zivilrechtlicher Streitigkeiten an die Konflikt­
kommissionen viele Probleme auftauchen, die einer 
Klärung bedürfen.
Sicher ist aber, daß mit den neu übertragenen Aufgaben 
und einer richtig verstandenen Anleitung der Tätigkeit 
der Konfliktkommissionen die Fähigkeiten der Kon­
fliktkommissionen wachsen und daß sie auch auf 
diesem Gebiet in der Zukunft Hervorragendes zur kol­
lektiven Selbsterziehung der Mitglieder der Gesellschaft 
leisten werden.
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Zivilrecht
§§ 1, 4, 10, 39 Abs. 4 PatG.
1. Ein gemäß §§ 10, 39 Abs. 4 PatG erloschenes Patent 
kann für nichtig erklärt werden.
2. Es ist unzulässig, ohne ausreichende eigene Sach­
kenntnis entgegen der übereinstimmenden Ansicht von 
Sachverständigen über technische Fragen zu entschei­
den, wenn keine begründeten Zweifel an den Gutachten 
bestehen. Sind solche Zweifel vorhanden, sind weitere 
Gutachten einzuholen.
3. Bei Beurteilung der für die Erteilung eines Patents 
erforderlichen Erfindungshöhe muß von dem speziellen 
Fachgebiet und den für dieses Gebiet erforderlichen 
speziellen Kenntnissen ausgegangen werden.
4. Der hohe volkswirtschaftliche Wert einer Erfindung 
begründet für sich allein nicht die Patentwürdigkeit. 
Hinzutreten muß die Neuheit der Erfindung und die 
besondere erfinderische Leistung (Erfindungshöhe).
OG, Urt. des Präsidiums vom 27. Juni 1963 — I PrZ — 
15 - 1/63.,
Die Verklagten sind Inhaber eines Deutschen Wirt- 

- Schaftspatents, das die Herstellung eines Straßenbau­
bindemittels aus Aufarbeitung von Braunkohlenteer 
(BKT) betrifft und im Betrieb des Klägers von den Ver­
klagten auf Grund eines Forschungsauftrags entwickelt 
und von dem Kläger genutzt worden ist.
Das Amt für Erfindungs- und Patentwesen (AEPW) hat 
mit seiner Entscheidung vom 12. Juni 1959 auf Antrag 
des Klägers dieses Wirtschaftspatent für nichtig erklärt, 
insbesondere weil die Erfindungshöhe zu verneinen sei.
Auf die Berufung der Verklagten gegen diese Entschei­
dung hat der 1. Zivilsenat des Obersten Gerichts mit 
Urteil vom 1. März 1961 die Nichtigkeitsklage abgewie­

sen. Dabei ist der Senat der Ansicht der Sachverstän­
digen, wonach weder die Neuheit noch die Erfindungs­
höhe gegeben seien, nicht gefolgt.
Der Präsident des Obersten Gerichts hat beantragt, das 
Urteil des 1. Zivilsenats des Obersten Gerichts zu kas­
sieren. Er ist der Ansicht, der Senat habe zu Unrecht 
die Neuheit und die erfinderische Höhe bejaht. Die 
Berufung hätte zurückgewiesen werden müssen. Der 
Kassationsantrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Der Verklagte T. hat darauf hingewiesen, das Patent 
sei mangels Zahlung der Gebühren 1957 erloschen, und 
ein erloschenes Patent könne nicht mehr für nichtig 
erklärt werden. Diese Auffassung ist unrichtig. Das Er­
löschen eines Patents ist von seiner Nichtigerklärung 
nicht nur in seinen Voraussetzungen, sondern auch 
in seinen Rechtsfolgen wesentlich verschieden. Das er­
loschene — und nicht etwa für nichtig erklärte — Pa­
tent hat bis zum Zeitpunkt des Erlöschens voll wirk­
sam bestanden. Sein Inhaber und dessen etwaige 
Lizenzträger waren voll geschützt. Über die Folgen von 
Patentverletzungen, die vor dem Erlöschen begangen 
waren, ist auch noch nachträglich zu befinden. Wird ein 
Patent dagegen für nichtig erklärt, so wird es als von 
Anfang an nichtig angesehen. Infolgedessen kann — und 
muß gegebenenfalls — das bereits erloschene bzw. im 
Register gelöschte Patent nachträglich für nichtig er­
klärt werden, wenn die Voraussetzungen hierfür vor­
liegen.
Für die Durchführung dieses Kassationsverfahrens ist 
es deshalb unerheblich, ob die Behauptung der Ver­
klagten, das Patent sei erloschen, zutrifft.

, Ein etwaiges Unterlassen der im § 34 Abs. 1 PatG vor­
gesehenen Aufforderung zur Patentberichtigung ist spä­
testens in der Berufungsinstanz durch Unterlassung der 
Rüge geheilt (§ 295 ZPO).
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